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Erster Abschnitt: Ordentliche Abschlussprüfung 
 
§ 1 Zweck der Prüfung 
In der Abschlussprüfung soll nachgewiesen werden, dass das Ziel der Realschule erreicht 
ist. 
… 
 
§ 8 Nichtteilnahme, Rücktritt 
(1) Die Teile der Prüfung, an denen der Schüler ohne wichtigen Grund nicht teilnimmt, wer-
den jeweils mit "ungenügend" bewertet. Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes ent-
scheidet bei der schriftlichen Prüfung der Leiter, bei der mündlichen Prüfung und der Kom-
petenzprüfung der Vorsitzende des Prüfungsausschusses. Der wichtige Grund ist der Schule 
unverzüglich mitzuteilen. 
(2) Als wichtiger Grund gilt insbesondere Krankheit. Auf Verlangen ist ein ärztliches oder 
amtsärztliches Zeugnis vorzulegen. Wer sich in Kenntnis einer gesundheitlichen Beeinträch-
tigung oder eines anderen wichtigen Grundes der Prüfung unterzogen hat, kann diese Grün-
de nachträglich nicht mehr geltend machen. Der Kenntnis steht die fahrlässige Unkenntnis 
gleich; fahrlässige Unkenntnis liegt insbesondere dann vor, wenn bei Vorliegen einer ge-
sundheitlichen Beeinträchtigung nicht unverzüglich eine Klärung 
herbeigeführt wurde. 
(3) Sofern und soweit ein wichtiger Grund vorliegt, gilt die Prüfung als nicht unternommen. 
Die nicht abgelegten Prüfungsteile können in einem Nachtermin nachgeholt werden. Kann 
an der Nachprüfung aus wichtigem. Grund ganz oder teilweise nicht teilgenommen werden, 
gilt die Prüfung als nicht unternommen; Absatz 1 Sätze 2 und 3 sowie Absatz 2 gelten ent-
sprechend. 
(4) Vor Beginn der Abschlussprüfung ist auf diese Bestimmungen hinzuweisen. 
 
 
§ 9 Täuschungshandlungen, Ordnungsverstöße 
(1) Wer es unternimmt, das Prüfungsergebnis durch Täuschung oder Benutzung nicht zuge-
lassener Hilfsmittel zu beeinflussen, oder wer nicht zugelassene Hilfsmittel nach Bekanntga-
be der Prüfungsaufgaben mit sich führt oder Beihilfe zu einer Täuschung oder einem Täu-
schungsversuch leistet, begeht eine Täuschungshandlung. 
(2) Wird während der Prüfung festgestellt, dass eine Täuschungshandlung vorliegt, oder 
entsteht ein entsprechender Verdacht, ist der Sachverhalt von einem Aufsicht führenden 
Lehrer festzustellen und zu protokollieren. Der Schüler setzt die Prüfung bis zur Entschei-
dung über die Täuschungshandlung vorläufig fort. 
(3) Wer eine Täuschungshandlung begeht, wird von der weiteren Teilnahme an der Prüfung 
ausgeschlossen; dies gilt als Nichtbestehen der Abschlussprüfung. In leichten Fällen kann 
stattdessen die Prüfungsleistung mit der Note „ungenügend" bewertet werden. Die Ent-
scheidung trifft bei der schriftlichen Prüfung der Leiter, bei der mündlichen Prüfung und der 
Kompetenzprüfung der Vorsitzende des Prüfungsausschusses. 

(4) Stellt sich eine Täuschungshandlung erst nach Aushändigung des Zeugnisses heraus, 
kann die untere Schulaufsichtsbehörde das Zeugnis einziehen und entweder ein anderes 
Zeugnis erteilen oder die Prüfung für nicht bestanden erklären, wenn seit der Ausstellung 
des Zeugnisses nicht mehr als zwei Jahre vergangen sind. 
(5) Wer durch sein Verhalten die Prüfung so schwer stört, dass es nicht möglich ist, die 
Prüfung ordnungsgemäß durchzuführen, wird von der Prüfung ausgeschlossen; dies gilt als 
Nichtbestehen der Abschlussprüfung. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 
(6) Vor Beginn der Abschlussprüfung ist auf diese Bestimmungen hinzuweisen. 
 
 

Zweiter Abschnitt: Abschlussprüfung für Schulfremde 
 
§ 10 Zweck der Prüfung 
Die Prüfung dient dem Erwerb des Abschlusszeugnisses der Realschule für Bewerber, die 
keine öffentliche oder staatlich anerkannte Hauptschule, Realschule oder kein öffentliches 
oder staatlich anerkanntes Gymnasium besuchen (Schulfremde). 
 
§ 11 Zeitpunkt der Prüfung 
Die Abschlussprüfung findet in der Regel einmal jährlich zusammen mit der ordentlichen 
Abschlussprüfung statt. 
 
§ 12 Meldung zur Prüfung 
(1) Die Meldung zur Abschlussprüfung ist bis zum 1. März jeden Jahres an die für den 
Wohnsitz des Bewerbers zuständige untere Schulaufsichtsbehörde zu richten; dieses kann 
eine öffentliche Realschule mit der Durchführung der Abschlussprüfung beauftragen. 
(2) Zur Prüfung wird zugelassen, wer  

1. die Abschlussprüfung nicht eher ablegt, als es bei normalem Schulbesuch möglich 
wäre und  
2. nicht bereits die ordentliche Abschlussprüfung oder die Abschlussprüfung für Schul-
fremde nach dieser Prüfungsordnung mit Erfolg abgelegt hat und  
3. nicht mehr als einmal erfolglos an der ordentlichen Abschlussprüfung oder der Ab-
schlussprüfung für Schulfremde nach dieser Prüfungsordnung teilgenommen hat und  
4. keine Hauptschule, Realschule oder kein Gymnasium besucht. 

(3) Der Meldung sind beizufügen 
1. ein handgeschriebener Lebenslauf mit Angaben über den bisherigen Bildungsgang 
und gegebenenfalls über die ausgeübte Berufstätigkeit, 
2. die Geburtsurkunde, 
3. die Abgangs- bzw. Abschlusszeugnisse der besuchten Schulen (beglaubigte Ab-
schriften), 
4. eine Erklärung darüber, ob und gegebenenfalls mit welchem Erfolg schon einmal an 
der Abschlussprüfung an Realschulen teilgenommen wurde, 
5. eine Erklärung darüber, in welchem Wahlfach die schriftliche Prüfung (§ 14 Abs. 1) 
erfolgen soll, 
6. eine Erklärung darüber, ob in der mündlichen Prüfung eines der Wahlfächer durch 
das Fach Religionslehre ersetzt werden soll (§ 14 Abs. 3 Nr. 1), 
7. Angaben über die Art der Vorbereitung auf die Prüfung. 

 
§ 13 Zulassung zur Prüfung 
(1) Die untere Schulaufsichtsbehörde oder die von ihr mit der Durchführung der Abschluss-
prüfung beauftragte Realschule entscheidet über die Zulassung zur Prüfung und unterrichtet 
den Bewerber über die getroffene Entscheidung. Die Versagung der Zulassung ist schriftlich 
zu begründen. 
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(2) Die zugelassenen Bewerber werden einer öffentlichen Realschule zur Ablegung der 
Prüfung zugewiesen. 
 
§ 14 Prüfungsgegenstände 
(1) Die schriftliche Prüfung erstreckt sich auf die Fächer Deutsch, Mathematik und die 
Pflichtfremdsprache (schriftliche Prüfungsfächer). 
(2) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf den Fächerverbund Naturwissenschaftliches 
Arbeiten sowie auf zwei der in Absatz 3 genannten Wahlfächer (mündliche Prüfungsfächer). 
Die mündliche Prüfung erstreckt sich daneben auf die Pflichtfremdsprache in Form der 
EuroKom-Prüfung und auf ein weiteres vom Prüfungsteilnehmer zu benennendes schriftli-
ches Prüfungsfach sowie auf Wunsch oder nach Entscheidung des Vorsitzenden auch auf 
das übrige schriftliche Prüfungsfach. Der Prüfungsteilnehmer benennt die Fächer nach Satz 
2 spätestens am zweiten Unterrichtstag nach Bekanntgabe der Noten der schriftlichen Prü-
fung schriftlich gegenüber dem Schulleiter der beauftragten Realschule. 
(3) Als Wahlfächer gelten der Fächerverbund Erdkunde, Wirtschaftskunde, Gemeinschafts-
kunde sowie die Fächer Geschichte und Religion oder Ethik. 
(4) Der Bewerber kann dem Prüfungsausschuss selbst angefertigte Arbeiten, insbesondere 
schriftliche Arbeiten, Zeichnungen, Modelle und Werkstücke vorlegen, deren Thema in die 
mündliche Prüfung des jeweiligen Faches oder Fächerverbundes einbezogen wird. 

§ 15 Durchführung der Prüfung 
(1) Für die Prüfung gelten im Übrigen § 4 Absatz 1, 3 bis 7, § 5 Absatz 1, 2, 4, 5 10 und 11 
sowie §§ 6, 8 und 9 entsprechend mit folgenden Maßgaben: 

1. Fachlehrer im Sinne von § 4 Absatz 5 Satz 1 sind die von der unteren Schulauf-
sichtsbehörde, im Sinne von § 5 Absatz 1 Nr. 3, Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 die vom Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses bestimmten Fachlehrer einer öffentlichen Realschu-
le, in der Regel der Realschule, der der Bewerber zur Ablegung der Prüfung zugewie-
sen ist; 
2. bei der Festlegung des Prüfungsergebnisses zählen allein die Prüfungsleistungen; 
3. das Ergebnis in den Prüfungsfächern, in denen schriftlich und mündlich geprüft wur-
de, errechnet sich aus dem Durchschnitt der Noten für die schriftlichen und mündlichen 
Prüfungsleistungen; 
4. alle Prüfungsfächer sind maßgebende Fächer, die schriftlichen Prüfungsfächer und 
der Fächerverbund Naturwissenschaftliches Arbeiten Kernfächer im Sinne der Real-
schulversetzungsordnung; 
5. eine Kompetenzprüfung findet nicht statt. 
 

Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann sie einmal, frühestens nach einem Jahr, wieder-
holen. 

 
 
 
 
 
 
 
 


